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Auszüge aus der Corona-Verordnung (CoronaVO) 
vom 15.09.2021 – gültig ab 16.09.2021.2021 

mit den Regelungen in Bezug auf die Bundestagswahl 
 
 
§ 7 
Hygienekonzept 
(1) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder aufgrund dieser Verordnung ein 
Hygienekonzept zu erstellen ist, haben die Verantwortlichen nach den konkreten Umständen 
des Einzelfalls die Anforderungen des Infektionsschutzes zu berücksichtigen. Im 
Hygienekonzept ist darzustellen, wie die Hygienevorgaben umgesetzt werden sollen, 
insbesondere  

1. die Umsetzung der Abstandsempfehlung, vornehmlich unter Darstellung anderweitiger 
Schutzmaßnamen, wenn ein Abstand nicht eingehalten wird, und die Regelung von 
Personenströmen, 

2. die regelmäßige und ausreichende Lüftung von Innenräumen, 
3. die regelmäßige Reinigung von Oberflächen und Gegenständen und 
4. eine rechtzeitige und verständliche Information über die geltenden Hygienevorgaben.… 

 
 
§ 8 
Datenverarbeitung 
(1) Soweit durch Regelungen dieser Verordnung oder aufgrund dieser Verordnung unter 
Verweis auf diese Vorschrift Daten zu verarbeiten sind, dürfen von den zur Datenverarbeitung 
Verpflichteten von Anwesenden, insbesondere Besucherinnen und Besuchern, Nutzerinnen 
und Nutzern oder Teilnehmerinnen und Teilnehmern, Vor- und Nachname, Anschrift, Datum 
und Zeitraum der Anwesenheit und, soweit vorhanden, die Telefonnummer ausschließlich zum 
Zwecke der Auskunftserteilung gegenüber dem Gesundheitsamt oder der Ortspolizeibehörde 
nach §§ 16, 25 IfSG erhoben und gespeichert werden. Einer erneuten Erhebung bedarf es 
nicht, soweit die Daten bereits vorhanden sind. § 28a Absatz 4 Sätze 2 bis 7 IfSG bleiben 
unberührt.… 
 
 
§ 11 
Bundestagswahl und gleichzeitig stattfindende Wahlen und Abstimmungen 
(1) Für die Wahlhandlung und die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses bei der 
Bundestagswahl gelten die Absätze 2 bis 7. Das Wahlgebäude im Sinne dieser Regelung 
umfasst außer den Wahlräumen und Sitzungsräumen der Wahlausschüsse und 
Wahlvorstände auch alle sonstigen Räume im Gebäude, die während der Wahlzeit und der 
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses sowie sonstigen Sitzungen der 
Wahlausschüsse öffentlich zugänglich sind. 
(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat mindestens die Hygieneanforderungen 
nach § 7 Absatz 1 Satz 2 sicherzustellen. 
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(3) Im Wahlgebäude muss von allen Personen eine medizinische Maske getragen werden. 
Diese Verpflichtung besteht nicht für 

1. Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr, 
2. Personen, denen das Tragen einer Maske gemäß Satz 1 aus gesundheitlichen Gründen 

nicht möglich oder zumutbar ist, wobei die Glaubhaftmachung gesundheitlicher Gründe 
in der Regel durch eine ärztliche Bescheinigung zu erfolgen hat, und 

3. die Dauer einer vom Wahlvorstand angeordneten Abnahme der Maske zur 
Identitätsfeststellung. 

Zu anderen Personen ist ein Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten. Vor dem Betreten 
des Wahlraums muss jede Person sich die Hände desinfizieren. 
(4) Für Personen, die sich auf Grundlage des Öffentlichkeitsgrundsatzes im Wahlgebäude 
aufhalten, gilt: 

1. sie sind zur Bereitstellung ihrer Kontaktdaten gemäß § 8 Absatz 1 Satz 1 verpflichtet; der 
Wahlvorstand ist zur Erhebung und zur Überprüfung der Vollständigkeit dieser Daten 
berechtigt; die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher hat die gesammelten Daten der 
Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister in einem verschlossenen Umschlag zu 
übergeben; die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister ist zur Datenverarbeitung nach 
§ 8 Absatz 1 Satz 1 Verpflichtete oder Verpflichteter; 

2. im Falle des Absatzes 3 Satz 2 Nummer 2 dürfen diese Personen sich in Wahlräumen 
zwischen 8 Uhr und 13 Uhr und zwischen 13 Uhr und 18 Uhr und ab 18 Uhr für jeweils 
längstens 15 Minuten aufhalten, in Briefwahlräumen für längstens 15 Minuten; zu den 
Mitgliedern des Wahlvorstands und den Hilfskräften muss jeweils ein Mindestabstand 
von 2 Metern eingehalten werden. 

(5) Der Zutritt zum Wahlgebäude ist Personen untersagt, die 
1. einer Absonderungspflicht im Zusammenhang mit dem Coronavirus unterliegen, 
2. typische Symptome einer Infektion mit dem Coronavirus, namentlich Husten, Fieber, 

Störungen des Geruchs- und Geschmackssinns oder Atemnot, aufweisen, 
3. entgegen Absatz 3 Satz 1 keine medizinische Maske tragen, ohne dass eine Ausnahme 

nach Absatz 3 Satz 2 vorliegt, oder 
4. entgegen Absatz 4 Nummer 1 ganz oder teilweise nicht zur Angabe ihrer Kontaktdaten 

bereit sind. 
(6) Für den Fall des Transports von Wahlgegenständen zu einem anderen Wahlbezirk nach § 
68 Absatz 2 der Bundeswahlordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 2002 
(BGBl. I S. 1376), die zuletzt durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328) geändert worden ist, weil weniger als 50 Stimmen im Wahlbezirk abgegeben wurden, 
dürfen mehrere Personen aus verschiedenen Haushalten in einem Fahrzeug fahren. Die 
Personen haben eine medizinische Maske zu tragen; Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 gilt 
entsprechend. 
(7) Zur Teilnahme an der Bundestagswahl sind Wählerinnen und Wähler von gegebenenfalls 
bestehenden Ausgangsbeschränkungen aufgrund des Infektionsschutzgesetzes oder dieser 
Verordnung befreit. Gleiches gilt für die Mitglieder der Wahlausschüsse und Wahlvorstände 
und die Hilfskräfte zur Mitwirkung bei der Wahl oder Abstimmung sowie Personen, die sich 
aufgrund des Öffentlichkeitsgrundsatzes im Wahlgebäude oder bei öffentlichen Sitzungen der 
Wahlausschüsse aufhalten wollen. 
(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten sinngemäß für gleichzeitig mit der Bundestagswahl stattfindende 
Wahlen und Abstimmungen. 
Anmerkungen Wahlamt: 
Die „3-G-Regel“ gilt nicht für die Wahlräume, d.h. die Mitglieder des Wahlvorstandes wie auch 
die Wähler/innen müssen nicht geimpft, genesen oder getestet sein. 


